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1. Gesetz vom 12. November 1997, mit dem das Tiroler Schulorganisationsgesetz 1991 geändert wird
2. Gesetz vom 12. November 1997, mit dem die Tiroler Gemeindeordnung 1966 geändert wird
3. Gesetz vom 12. November 1997, mit dem das Stadtrecht der Landeshauptstadt Innsbruck 1975 geändert

wird
4. Gesetz vom 12. November 1997, mit dem das Gesetz über die Zuweisung von Bediensteten der Landes-

hauptstadt Innsbruck und die Übertragung von Aufgaben an die Innsbrucker Kommunalbetriebe AG geän-
dert wird

5. Kundmachung des Landeshauptmannes vom 23. Dezember 1997 zur Berichtigung eines Druckfehlers im
Landesgesetzblatt

6. Gesetz vom 12. November 1997, mit dem die als Gesetz geltende Verordnung LGBl. Nr. 41/1965 aufge-
hoben wird

Der Landtag hat beschlossen:

Artikel I
Das Tiroler Schulorganisationsgesetz 1991,

LGBl. Nr. 84, zuletzt geändert durch das Ge-
setz LGBl. Nr. 69/1997, wird wie folgt geän-
dert:

1. Im Tiroler Schulorganisationsgesetz 1991
werden jeweils die Ausdrücke „Polytechni-
scher Lehrgang“ und „Polytechnische Lehr-
gänge“ und die entsprechenden Artikel, sofern
diesen ein solcher vorangestellt ist, durch die
Ausdrücke „Polytechnische Schule(n)“ in der
jeweils grammatikalisch richtigen Form und
die jeweils grammatikalisch richtigen Artikel
ersetzt.

2. Im § 14 Abs. 1 wird das Zitat „zuletzt geän-
dert durch das Gesetz BGBl. Nr. 513/1993“
durch das Zitat „zuletzt geändert durch das
Gesetz BGBl. Nr. 768/1996“ ersetzt. 

3. Im § 16 Abs. 8 und im § 19 Abs. 2 wird je-
weils das Wort „Hauswirtschaft“ durch die
Worte „Ernährung und Haushalt“ ersetzt.

4. Im § 19 Abs. 5 zweiter Satz, im § 36 Abs. 3
und im § 99f Abs. 1 lit. b wird jeweils der Aus-
druck „des Bundesministers für Unterricht und
Kunst“ durch den Ausdruck „des Bundesmini-
sters für Unterricht und kulturelle Angelegen-
heiten“ ersetzt.

5. Im § 29 Abs. 2 wird das Zitat „Abs. 3 bis 7“
durch das Zitat „Abs. 3 bis 8“ ersetzt.

6. Im § 29 wird folgende Bestimmung als
Abs. 5 eingefügt:

„(5) Werden in einer Klasse Schüler mit son-
derpädagogischem Förderbedarf unterrichtet,
so kann die Einbeziehung 

a) der Schüler dieser Klasse oder
b) der Schüler aller Klassen der betreffenden

Schulstufe
in die Gruppen nach Abs. 2 entfallen, wenn dies
aus pädagogischen Gründen zweckmäßig ist.
Im Falle der lit. a ist die betreffende Klasse bei
der Berechnung der Zahl der Gruppen nach den
Abs. 3 und 4 nicht zu berücksichtigen.“

7. Die bisherigen Abs. 5 bis 7 des § 29 erhal-
ten die Absatzbezeichnungen „(6)“ bis „(8)“.

8. Im § 29 wird folgende Bestimmung als
Abs. 9 angefügt:

„(9) Zur Ermöglichung eines zeitweise ge-
meinsamen Unterrichtes von nicht behinderten
Kindern und Kindern mit sonderpädagogischem
Förderbedarf können die Schüler einer Haupt-
schulklasse mit den Schülern einer Sonder-
schulklasse während einzelner Unterrichtsstun-
den, einzelner Schultage oder einzelner Wochen
des Schuljahres gemeinsam unterrichtet werden,
soweit die räumlichen und personellen Voraus-
setzungen hiefür gegeben sind.“

9. Im § 32 Abs. 6 wird das Wort „Hauswirt-
schaft“ durch die Worte „Ernährung und Haus-
halt“ ersetzt.

1. Gesetz vom 12. November 1997, mit dem das Tiroler Schulorganisa-
tionsgesetz 1991 geändert wird



2 Stück 1, Nr. 1

10. Der Abs. 2 des § 33 hat zu lauten:
„(2) § 17 Abs. 4, 5 und 6 gilt sinngemäß mit

der Maßgabe, daß die Klassenschülerhöchst-
zahl bis auf 24 herabgesetzt werden darf.“

11. Im Abs. 1 des § 34 wird in der lit. c der
Punkt durch einen Beistrich ersetzt und fol-
gende lit. d angefügt:

„d) die Herabsetzung der Klassenschüler-
höchstzahl (§ 33 Abs. 2 in Verbindung mit § 17
Abs. 4).“

12. Im Abs. 2 des § 34 wird in der lit. b nach
dem Wort „Schulerhalter“ ein Beistrich gesetzt
und folgende lit. c angefügt:

„c) Abs. 1 lit. d den Bezirksschulrat, den Lan-
desschulrat, den gesetzlichen Schulerhalter und
den Schulleiter“

13. Im § 34 wird folgende Bestimmung als
Abs. 4 eingefügt:

„(4) Die Entscheidung über den zeitweise ge-
meinsamen Unterricht der Schüler einer Haupt-
schulklasse mit den Schülern einer Sonder-
schulklasse (§ 29 Abs. 9) obliegt der Bezirks-
verwaltungsbehörde. Sie hat vor der Entschei-
dung den Bezirksschulrat, die Klassenforen, die
Schulleiter der betroffenen Schulen und die be-
troffenen Lehrer zu hören.“

14. Die bisherigen Abs. 4 und 5 des § 34 er-
halten die Absatzbezeichnungen „(5)“ und „(6)“.

15. Im nunmehrigen § 34 Abs. 5 lit. a wird
das Zitat „(§ 29 Abs. 2, 3 und 4)“ durch das Zi-
tat „(§ 29 Abs. 2 bis 5)“ ersetzt.

16. Im nunmehrigen § 34 Abs. 5 lit. b wird
das Zitat „(§ 29 Abs. 6)“ durch das Zitat „(§ 29
Abs. 7)“ ersetzt.

17. Der nunmehrige Abs. 6 des § 34 hat zu
lauten:

„(6) Der Schulleiter hat vor einer Entschei-
dung nach Abs. 5 die betroffenen Lehrer, im
Falle des Abs. 5 lit. e überdies den Bezirks-
schulrat zu hören. Vor einer Entscheidung nach
Abs. 5 lit. a in Verbindung mit § 29 Abs. 5 über
die Einbeziehung oder Nichteinbeziehung von
Schülern in Gruppen sind weiters der Bezirks-
schulrat und die Schulkonferenz zu hören. Da-
rüber hinaus sind die Eltern oder sonstigen Er-
ziehungsberechtigten der betroffenen Schüler
spätestens am Beginn des Schuljahres einge-
hend über die pädagogischen Auswirkungen
einer solchen Maßnahme zu informieren.“

18. Im § 35 erhält die bisherige Bestimmung
die Absatzbezeichnung „(1)“ und wird folgende
Bestimmung als Abs. 2 angefügt:

„(2) Für Kinder mit sonderpädagogischem
Förderbedarf sind zusätzlich entsprechend be-
fähigte Lehrer einzusetzen. Für einzelne Unter-
richtsgegenstände dürfen unter Bedachtnahme

auf pädagogische Erfordernisse mit ihrer Zu-
stimmung auch Lehrer eingesetzt werden, die
keine besondere Ausbildung zur sonderpädago-
gischen Förderung besitzen. Bei der Festlegung
des Stundenausmaßes für die zusätzlichen Leh-
rer ist auf die Anzahl der Kinder mit sonder-
pädagogischem Förderbedarf, die Art und das
Ausmaß ihrer Behinderung und die daraus sich
ergebenden pädagogischen Erfordernisse Be-
dacht zu nehmen. Hiebei ist unter Berücksich-
tigung der nach den Stellenplanrichtlinien des
Bundesministers für Unterricht und kulturelle
Angelegenheiten vorgegebenen Grundsätze
danach zu trachten, für möglichst viele Unter-
richtsstunden einen zusätzlichen Lehrer einzu-
setzen.“

19. Im § 48 Abs. 7 und 8 wird jeweils das
Wort „Hauswirtschaft“ durch die Worte „Er-
nährung und Haushalt“ ersetzt.

20. Im § 58 wird folgende Bestimmung als
Abs. 5 eingefügt:

„(5) Abweichend von den Bestimmungen der
Abs. 3 und 4 kann in den Pflichtgegenständen
Deutsch, Mathematik und Lebende Fremd-
sprache durch schulautonome Gruppenbildung
je eine weitere Gruppe eingerichtet werden,
wenn dies aus pädagogischen Gründen erfor-
derlich ist und die räumlichen und personellen
Voraussetzungen hiefür gegeben sind. Durch
eine solche Maßnahme darf der für die Schule
festgelegte Rahmen an Lehrerwochenstunden
(§ 64 in Verbindung mit § 36 Abs. 3) nicht über-
schritten werden.“

21. Die bisherigen Abs. 5 und 6 des § 58 er-
halten die Absatzbezeichnungen „(6)“ und „(7)“.

22. Der nunmehrige Abs. 6 des § 58 hat zu
lauten:

„(6) Die Schüler sind auf die einzelnen Grup-
pen nach Möglichkeit so zu verteilen, daß

a) jeder Gruppe eine Leistungsgruppe bzw.
Interessengruppe entspricht und

b) die Schülerzahl in den einzelnen Gruppen,
die derselben Leistungsgruppe bzw. Interes-
sengruppe entsprechen, gleich hoch ist.“

23. § 59 hat zu lauten:

„§ 59
Organisationsformen

(1) Polytechnische Schulen sind als selbstän-
dige Polytechnische Schulen oder im organisa-
torischen Zusammenhang mit einer Haupt-
schule zu führen.

(2) Polytechnische Schulen sind als selbstän-
dige Polytechnische Schulen zu führen, wenn
die Schülerzahl unter Bedachtnahme auf § 62
die Führung von mindestens zwei Klassen not-
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wendig macht und deren dauernder Bestand
voraussichtlich gesichert ist. 

(3) Eine selbständige Polytechnische Schule,
die bereits zwei Jahre hindurch mit nur einer
Klasse geführt wird, ist im organisatorischen
Zusammenhang mit einer Hauptschule weiter-
zuführen, sofern nicht wichtige personelle
Gründe entgegenstehen.“

24. § 61 hat zu lauten:

„§ 61
Erteilung des Unterrichtes in Gruppen 
(1) Der Unterricht in Leibesübungen ist in

Gruppen getrennt für Knaben und für Mädchen
zu erteilen. Dies gilt nicht,

a) wenn die Zahl der Knaben oder der Mäd-
chen weniger als fünf beträgt und eine Zusam-
menfassung mit den Knaben bzw. Mädchen
einer anderen Klasse nicht möglich ist, 

b) für den Unterricht in den unverbindlichen
Übungen Leibesübungen, wenn wegen der Art
der sportlichen Tätigkeit die gemeinsame Er-
teilung des Unterrichtes zweckmäßig ist.

(2) Für bestimmte Unterrichtsgegenstände
können aus Gründen der Sicherheit oder aus
pädagogischen Gründen Teilungszahlen schul-
autonom festgelegt werden, wenn die räumli-
chen, ausstattungsmäßigen und personellen
Voraussetzungen hiefür gegeben sind.

(3) Die schulautonome Festlegung von Tei-
lungszahlen nach Abs. 2 ist nur insoweit zuläs-
sig, als der für die Schule festgelegte Rahmen
an Lehrerwochenstunden (§ 64 in Verbindung
mit § 36 Abs. 3) nicht überschritten wird und
den jeweiligen Maßnahmen ein pädagogisches
Konzept zugrundeliegt.

(4) Zur Erteilung des Unterrichtes in Leibes-
übungen und in den Unterrichtsgegenständen
nach Abs. 2 können unter Beachtung der festge-
legten Teilungszahlen auch Schüler mehrerer
Klassen zusammengefaßt werden. Eine solche
Zusammenfassung ist vorzunehmen, soweit dies
zur Einhaltung des für die betreffende Schule
festgelegten Rahmens an Lehrerwochenstunden
(§ 64 in Verbindung mit § 36 Abs. 3) oder aus
räumlichen Gründen notwendig ist.“

25. § 61a wird aufgehoben.
26. § 63 hat zu lauten:

„§ 63
Zuständigkeit

(1) Der Landesregierung obliegt die Ent-
scheidung über 

a) die Organisationsform, in der eine Poly-
technische Schule zu führen ist (§ 59), 

b) die Unterschreitung der Klassenschüler-
mindestzahl (§ 62 Abs. 1).

(2) Die Landesregierung hat vor einer Ent-
scheidung nach Abs. 1 den Bezirksschulrat, den
Landesschulrat und den gesetzlichen Schuler-
halter zu hören.

(3) Die Entscheidung über die schulautono-
me Gruppenbildung (§ 58 Abs. 5) und die schul-
autonome Festlegung von Teilungszahlen (§ 61
Abs. 2) obliegt dem Schulgemeinschaftsaus-
schuß. Für einen Beschluß sind die Anwesen-
heit von mindestens je zwei Dritteln der Vertre-
ter der Lehrer, der Schüler und der Erziehungs-
berechtigten sowie eine Mehrheit von minde-
stens zwei Dritteln der in jeder Gruppe abge-
gebenen Stimmen erforderlich.

(4) Dem Schulleiter obliegt die Entscheidung
über

a) die Erteilung des Unterrichtes in den
Pflichtgegenständen Deutsch, Mathematik und
Lebende Fremdsprache in Gruppen (§ 58 Abs. 2
und 3), 

b) die zahlenmäßige Verteilung der Schüler
auf die Gruppen (§ 58 Abs. 6), 

c) die Erteilung des Unterrichtes in Leibes-
übungen in Gruppen (§ 61 Abs. 1),

d) die Zusammenfassung von Schülern meh-
rerer Klassen zur Erteilung des Unterrichtes in
Gruppen (§ 61 Abs. 4), 

e) die zahlenmäßige Verteilung der Schüler
auf die Klassen (§ 62 Abs. 2 in Verbindung mit
§ 17 Abs. 5).“

27. Der Abs. 3 des § 65 hat zu lauten:
„(3) Für die Festsetzung der örtlichen Lage

einer Polytechnischen Schule gilt § 21 Abs. 7
sinngemäß.“

28. Im Abs. 4 des § 70 hat in der lit. c die Z. 2
zu lauten:

„2. eine Schulküche sowie Werkstättenräu-
me,“

29. § 75 hat zu lauten:

„§ 75
Mitverwendung

Die Verwendung von Gebäuden, Räumen
und anderen Liegenschaften, die Schulzwecken
gewidmet sind, auch zu anderen als im § 74 an-
geführten Zwecken ist nur dann zulässig, wenn
die beabsichtigte Verwendung den Erfordernis-
sen der Pädagogik, der Sicherheit, der Hygiene
und des Schulbetriebes nicht widerspricht. Der
Schulerhalter hat vor der Erteilung der Erlaub-
nis den Schulleiter zu hören.“

30. Im Abs. 3 des § 78 hat die lit. c zu lauten:
„c) hinsichtlich der Betriebsbeiträge sonstige

an der betreffenden Schule nicht beteiligte Ge-
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meinden für die Schüler, die dort ihren Haupt-
wohnsitz haben und die im Sprengel der betref-
fenden Schule nur wegen des Schulbesuches
oder auf Grund einer Maßnahme der Jugend-
wohlfahrt wohnen oder die betreffende Schule
mit Zustimmung des Erhalters der für sie spren-
gelmäßig zuständigen Schule oder deshalb be-
suchen, weil einer der Gründe nach Abs. 6 vor-
liegt; dies gilt auch für Schüler, die ihren Haupt-
wohnsitz in einem anderen Bundesland haben.“

31. Im § 96 Abs. 1 und 4 und im § 113 Abs. 3
wird jeweils das Wort „Hauswirtschaft“ durch
die Worte „Ernährung und Haushalt“ ersetzt.

32. Im § 96 Abs. 4 wird das Zitat „zuletzt
geändert durch das Gesetz BGBl. Nr. 514/
1993“ durch das Zitat „zuletzt geändert durch
das Gesetz BGBl. Nr. 767/1996“ ersetzt.

33. Im § 97 Abs. 2 und 6 werden jeweils die
Worte „Fremdsprache und Hauswirtschaft“
durch die Worte „Fremdsprache, Muttersprach-
licher Unterricht sowie Ernährung und Haus-
halt“ ersetzt.

34. Im § 97 Abs. 4 werden die Worte „Fremd-
sprache, Hauswirtschaft und Berufskundliche
Information“ durch die Worte „Fremdsprache,
Muttersprachlicher Unterricht, Ernährung und
Haushalt sowie Berufskundliche Information“
ersetzt.

35. § 98 hat zu lauten:

„§ 98
Voraussetzungen für die Erteilung 

von Förderunterricht
(1) Förderunterricht ist, soweit in den Abs. 2

und 3 nichts anderes bestimmt ist, zu erteilen,
wenn die Zahl der Schüler einer Klasse, die für
den Besuch dieses Unterrichtes in Betracht
kommen, in der Volksschule und in der Sonder-
schule mindestens drei, in der Hauptschule und
in der Polytechnischen Schule mindestens sechs
beträgt.

(2) Zur Erteilung des Förderunterrichtes sind
Schüler mehrerer Klassen unter Bedachtnahme
auf die entsprechenden Klassenschülerhöchst-
zahlen nach den §§ 17, 33, 49 und 62 in Grup-

pen zusammenzufassen, soweit dies zur Errei-
chung der Mindestschülerzahlen nach Abs. 1
notwendig ist. Zur Erteilung des Förderunter-
richtes an Hauptschulen und Polytechnischen
Schulen sind möglichst Gruppen mit Schülern
gleicher Leistungsfähigkeit zu bilden. 

(3) Der Förderunterricht ist einzustellen,
wenn die Zahl der ihn besuchenden Schüler im
Laufe des Unterrichtsjahres unter die im Abs. 1
jeweils festgelegte Mindestschülerzahl sinkt
und die Zusammenfassung von Schülern meh-
rerer Klassen nicht möglich ist.“

36. Im § 99 Abs. 1 wird in der lit. d das Zi-
tat „(§ 98 Abs. 1, 2 und 4)“ durch das Zitat „(§ 98
Abs. 1 und 3)“ und in der lit. e das Zitat „(§ 98
Abs. 3)“ durch das Zitat „(§ 98 Abs. 2)“ ersetzt.

37. Im § 102 Abs. 2 wird das Zitat „nach § 49
Abs. 2 des Tiroler Berufsschulorganisations-
gesetzes, LGBl. Nr. 51/1977, in der jeweils gel-
tenden Fassung“ durch das Zitat „nach § 49 Abs.
2 des Tiroler Berufsschulorganisationsgesetzes
1994, LGBl. Nr. 90, in der jeweils geltenden
Fassung“ ersetzt.

38. Die Überschrift des 10. Abschnittes hat
zu lauten:

„10. A b s c h n i t t
Ermittlung der Anzahl 
der Schulpflichtigen“

39. § 104 wird aufgehoben.
40. Im § 123 Abs. 1 wird das Zitat „des 5. und

6. Abschnittes“ durch das Zitat „des 5. bis 7.Ab-
schnittes“ ersetzt.

Artikel II
(1) Dieses Gesetz tritt mit 1. September 1997

in Kraft, soweit im Abs. 2 nichts anderes be-
stimmt ist.

(2) Die Z. 5 bis 8 und 10 bis 18 des Art. I 
treten hinsichtlich der fünften Schulstufe mit

1. September 1997, hinsichtlich der sechsten
Schulstufe mit 1. September 1998, hinsichtlich
der siebten Schulstufe mit 1. September 1999
und hinsichtlich der achten Schulstufe mit
1. September 2000 in Kraft.

Der Landtagspräsident:
Mader

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Das Mitglied der Landesregierung:
Astl

Der Landesamtsdirektor:
Arnold
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Der Landtag hat beschlossen:

Artikel I
Die Tiroler Gemeindeordnung 1966, LGBl.

Nr. 4, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl.
Nr. 98/1991, wird wie folgt geändert:

1.  Im Abs. 2 des § 4 wird das Zitat „nach der
Tiroler Gemeindewahlordnung 1991, LGBl.
Nr. 79,“ durch das Zitat „nach der Tiroler Ge-
meindewahlordnung 1994, LGBl. Nr. 88,“ er-
setzt.

2.  Im Abs. 3 des § 5 werden die Worte „in
der Gemeindewahlordnung“ durch die Worte
„in der Tiroler Gemeindewahlordnung 1994“
ersetzt.

3.  In den §§ 19, 23 Abs. 3 erster und zweiter
Satz, 38 Abs. 4 erster Satz, 39 Abs. 3, 58 Abs. 1
und 59 Abs. 2 dritter Satz wird jeweils das 
Zitat „Tiroler Gemeindewahlordnung 1991“
durch das Zitat „Tiroler Gemeindewahlordnung
1994“ ersetzt.

4.  Im Abs. 3 des § 28 werden im ersten Satz
die Worte „oder mit einer Arreststrafe bis zu drei
Wochen“ aufgehoben.

5.  Im § 48 wird der zweite Satz aufgehoben.
6.  Im Abs. 1 des § 65 werden die Worte „die

in der Gemeinde ihren ordentlichen Wohnsitz
(§ 6 der Tiroler Gemeindewahlordnung 1991)
haben“ durch die Worte „die in der Gemeinde
ihren Hauptwohnsitz haben“ ersetzt.

7.  Im Abs. 1 des § 113 wird das Wort „Auf-
sichtsbehörde“ durch das Wort „Landesregie-
rung“ ersetzt.

8.  § 115 hat zu lauten:

„§ 115
Genehmigung 

von Gemeinderatsbeschlüssen
(1) Einer Genehmigung der Bezirkshaupt-

mannschaft bedürfen außer in den sonst ge-
setzlich vorgesehenen Fällen Gemeinderatsbe-
schlüsse

a) über die Aufnahme von Darlehen, den Ab-
schluß von Mietfinanzierungsverträgen (Lea-

singverträgen) über unbewegliche Sachen, die
Übernahme oder die Umwandlung von Schul-
den, die Übernahme von Haftungen und die
Gewährung von Darlehen, sofern die gewähr-
ten Darlehen im Einzelfall 10 v. H. der im Haus-
haltsplan des Vorjahres veranschlagten ordent-
lichen Ausgaben übersteigen, und

b) über die Errichtung, die wesentliche Er-
weiterung oder die Auflassung erwerbswirt-
schaftlicher Unternehmen, die Erlassung der
Betriebssatzungen, den Beitritt zu erwerbs-
wirtschaftlichen Unternehmen oder den Erwerb
oder die Veräußerung von Gesellschaftsan-
teilen.

(2) Die Genehmigung ist zu versagen, wenn
durch den Gemeinderatsbeschluß 

a) ein Gesetz oder eine Verordnung verletzt
wird oder

b) eine unverhältnismäßig hohe Belastung
der Gemeinde oder ein unverhältnismäßig ho-
hes finanzielles Wagnis für die Gemeinde zu
erwarten ist.

Bei der Beurteilung, ob Auswirkungen im
Sinne der lit. b zu erwarten sind, sind insbe-
sondere die Größe der Gemeinde, ihre finan-
zielle Leistungsfähigkeit sowie Art und Um-
fang der von ihr zu besorgenden Pflichtaufga-
ben zu berücksichtigen. Die Genehmigung ist
unter Bedingungen zu erteilen, soweit dies zur
Vermeidung von Auswirkungen im Sinne der
lit. a oder b erforderlich ist. Liegt kein Grund
zur Versagung der Genehmigung vor, so ist sie
zu erteilen.

(3) Rechtsgeschäfte der Gemeinde, die auf
Grund der nach Abs. 1 genehmigungspflichti-
gen Gemeinderatsbeschlüsse abgeschlossen
wurden, werden dritten Personen gegenüber
erst durch die Beurkundung der aufsichtsbe-
hördlichen Genehmigung des ihr zugrunde lie-
genden Gemeinderatsbeschlusses rechtswirk-
sam.“

Artikel II
Dieses Gesetz tritt mit 1. März 1998 in Kraft.

2. Gesetz vom 12. November 1997, mit dem die Tiroler Gemeindeord-
nung 1966 geändert wird

Der Landtagspräsident:
Mader

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Das Mitglied der Landesregierung:
Streiter

Der Landesamtsdirektor:
Arnold
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3. Gesetz vom 12. November 1997, mit dem das Stadtrecht der Landes-
hauptstadt Innsbruck 1975 geändert wird

Der Landtag hat beschlossen:

Artikel I
Das Stadtrecht der Landeshauptstadt Inns-

bruck 1975, LGBl. Nr. 53, zuletzt geändert
durch das Gesetz LGBl. Nr. 67/1994, wird wie
folgt geändert:

1. Im Abs. 6 des § 15 wird in der lit. b das Zi-
tat „zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl.
Nr. 510/1993“ durch das Zitat „zuletzt geändert
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 3/1997“ ersetzt.

2. Im § 23 wird im ersten Satz das Zitat „in
der Fassung des Gesetzes BGBl. Nr. 866/1992“
durch das Zitat „zuletzt geändert durch das Ge-
setz BGBl. Nr. 471/1995“ ersetzt.

3. Die Abs. 1 und 2 des § 78 haben zu lauten:
„(1) Der Genehmigung der Landesregierung

bedürfen Beschlüsse des Gemeinderates über
die Aufnahme, die Konvertierung oder die
Gewährung von Darlehen und die Übernahme
von Bürgschaften oder Haftungen jeder Art; da-
von ausgenommen sind Darlehen oder Bürg-
schaften (Haftungen), die den Betrag von
2,000.000,– Schilling nicht übersteigen, und
die Aufnahme schwebender Schulden nach § 67
Abs. 2, die innerhalb des Haushaltsjahres rück-
zahlbar sind.

(2) Für Darlehen, die von einer Gebietskör-
perschaft oder von einem von einer Gebiets-
körperschaft verwalteten Fonds gewährt wer-
den, ist eine Genehmigung nach Abs. 1 nicht er-
forderlich.“

Artikel II
Dieses Gesetz tritt mit 1. März 1998 in Kraft.

Der Landtagspräsident:
Mader

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Das Mitglied der Landesregierung:
Streiter

Der Landesamtsdirektor:
Arnold

4. Gesetz vom 12. November 1997, mit dem das Gesetz über die Zu-
weisung von Bediensteten der Landeshauptstadt Innsbruck und die
Übertragung von Aufgaben an die Innsbrucker Kommunalbetriebe
AG geändert wird

Der Landtag hat beschlossen:

Artikel I
Das Gesetz über die Zuweisung von Be-

diensteten der Landeshauptstadt Innsbruck und
die Übertragung von Aufgaben an die Inns-
brucker Kommunalbetriebe-AG, LGBl.Nr.
12/1994, wird wie folgt geändert:

Der Abs. 1 des § 1 hat zu lauten:
„(1) Bedienstete der Landeshauptstadt Inns-

bruck, die bei den Stadtwerken Innsbruck, der
Stadtentwässerung (Kanalsystem), der Ab-

wasserreinigung (Klärwerk) und der Abfallent-
sorgung (Müllabfuhr) der Landeshauptstadt
Innsbruck beschäftigt sind, können unter Wah-
rung ihrer Rechte und Pflichten als Bedienstete
der Landeshauptstadt Innsbruck der Innsbrucker
Kommunalbetriebe-AG zur Dienstleistung zu-
gewiesen werden, soweit dies aus kommunal-
und betriebswirtschaftlichen Gründen notwen-
dig ist.“

Artikel II
Dieses Gesetz tritt mit dem Ablauf des Tages

der Kundmachung in Kraft.

Der Landtagspräsident:
Mader

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Das Mitglied der Landesregierung:
Streiter

Der Landesamtsdirektor:
Arnold
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5. Kundmachung des Landeshauptmannes vom 23. Dezember1997 zur
Berichtigung eines Druckfehlers im Landesgesetzblatt

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Der Landesamtsdirektor:
Arnold

Auf Grund des § 4 des Landes-Verlautba-
rungsgesetzes, LGBl. Nr. 8/1982, in der Fas-
sung des Gesetzes LGBl. Nr. 53/1989 wird
kundgemacht:

Die Anlage zur Verordnung der Landesre-
gierung über das Ruhegebiet Ötztaler Alpen,
LGBl. Nr. 75/1997,  wird durch die folgende
berichtigte Anlage ersetzt. 

Anlage
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6. Gesetz vom 12. November 1997, mit dem die als Gesetz geltende Ver-
ordnung LGBl. Nr. 41/1965 aufgehoben wird

Der Landtag hat beschlossen:
Die als Gesetz geltende Verordnung der Landesregierung über die Erklärung des Ahrenwaldes

zum Naturschutzgebiet, LGBl. Nr. 41/1965, wird aufgehoben.

Der Landtagspräsident:
Mader

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Das Mitglied der Landesregierung:
Astl

Der Landesamtsdirektor:
Arnold
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